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Wichtige Veröffentlichungen aus der Finanzverwaltung

OFD Frankfurt, Rundvfg. vom 05.05.2009
(S 2444 A - 16 - St 212 – juris)
►   Erhebung der Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer ab 01.01.2009;
►   § 51a EStG i.d.F. des Unternehmenssteuerreformgesetzes , §§ 9 und 10 des Hessi- 
       schen Kirchensteuergesetzes
Mit dem Unternehmensteuerreformgesetz vom 14.08.2007 (BGBl I 2007 S. 1912, BStBl I 2007 S. 630) wurde ab dem 01.01.2009 eine grundsätzlich abgeltende Kapitalertragsteuer ein-geführt (Abgeltungsteuer). Die darauf entfallende Kirchensteuer wird nach dem Kirchen-steuersatz der Religionsgemeinschaft, welcher der Kirchensteuerpflichtige angehört, als Zu-schlag zur Kapitalertragsteuer erhoben (§ 51a Abs. 2b EStG), wenn der Kirchensteuerpflich-tige dies schriftlich bei seiner Bank usw. beantragt. Das weitere Verfahren regelt § 51a Abs. 2c EStG. Die Erhebung der Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer setzt allerdings voraus, dass die jeweilige Religionsgemeinschaft dies beantragt hat (§ 9 Abs. 3 des Hessi-schen Kirchensteuergesetzes, GVBl. I 2008 S. 981).
Auf Antrag kann auch von Kirchen außerhalb des Landes Hessen die Einziehung der Kirchen-steuer im Verfahren des Kapitalertragsteuerabzugs für Kapitalgläubiger bestimmt werden, die ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt nicht in Hessen haben, aber Kapitalerträge von einem Abzugsverpflichteten im Lande Hessen erhalten (§ 10 des Hessischen Kirchensteuer-gesetzes ). Die in einem Zuschlag zur Kapitalertragsteuer bestehende Kirchensteuer ist mit dem im Land des Wohnsitzes des Kapitalgläubigers geltenden Kirchensteuersatz einzube-halten und an das für die Betriebsstätte zuständige Finanzamt abzuführen (§ 7 Abs. 3 der Verordnung zur Durchführung des Kirchensteuergesetzes i.d.F. der Zweiten Verordnung zur Änderung der Verordnung zur Durchführung des Kirchensteuergesetzes, GVBl I, Nr. 2 vom 06.02.2009).
Die Religionsgemeinschaften, die einen Antrag auf Erhebung der Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer gestellt haben, ergeben sich aus der Anlage. Damit ist für alle im Vordruck „Kapitalertragsteuer-Anmeldung 2009“ aufgelisteten Kirchen und Religionsgemein-schaften die Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer einzubehalten.
Wird die Kirchensteuer nicht als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer erhoben, muss eine Ver-anlagung zur Kirchensteuer erfolgen. Eine solche kann auch vom Steuerpflichtigen beantragt werden, wenn die Kirchensteuer in unzutreffender Höhe erhoben wurde oder wenn sein indi-vidueller Einkommensteuersatz niedriger ist als der Abgeltungsteuersatz. Zu diesem Zweck hat der Abzugsverpflichtete dem Steuerpflichtigen auf dessen Verlangen eine Bescheinigung über die einbehaltene Kapitalertragsteuer zu erteilen (§ 51a Abs. 2d EStG). 
Zusatz der OFD Frankfurt:
Dem Mitglied einer steuererhebenden Religionsgemeinschaft steht ein Wahlrecht zwischen der Erhebung der Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer im Quellenabzug durch die Kreditinstitute oder im Rahmen der Veranlagung zur Kirchensteuer zu. In beiden Fällen kommt bei der Ermittlung der Bemessungsgrundlage für die Kirchensteuer auf Kapitalerträge der in § 32d Abs. 1 Sätze 3 und 4 EStG geregelte ermäßigte Einkommensteuersatz zur Anwen-dung, der die Wirkung des Sonderausgabenabzugs für die Kirchensteuer bereits mit berück-sichtigt.
Entscheidet sich der Kirchensteuerpflichtige für den Quellenabzug, muss er dies bei dem Kre-ditinstitut beantragen und diesem seine Religionszugehörigkeit mitteilen. Der Antrag kann nicht auf Teilbeträge des Kapitalertrags eingeschränkt oder rückwirkend widerrufen werden. Sind an den Kapitalerträgen mehrere Personen beteiligt, kann der Antrag zum Quellenabzug nur gestellt werden, wenn es sich um Ehegatten handelt oder alle Beteiligten derselben Reli-gionsgemeinschaft (mit demselben Kirchensteuersatz) angehören. Sind an den Kapitalerträgen Ehegatten beteiligt, haben diese für den Antrag übereinstimmend zu erklären, in welchem Verhältnis der auf jeden Ehegatten entfallende Anteil der Kapitalerträge zu diesen Erträgen steht. Die Kapitalerträge sind entsprechend diesem Verhältnis aufzuteilen und die Kirchen-steuer ist einzubehalten, soweit ein Anteil einem kirchensteuerpflichtigen Ehegatten zuzu-ordnen ist. Wird das Verhältnis nicht erklärt, wird der Anteil nach dem auf ihn entfallenden Kopfteil ermittelt (hälftige Aufteilung). Die Kreditinstitute halten entsprechende Antragsvor-drucke bereit.
►   Link-Verknüpfung zur Anlage:
http://www.stotax-first.de/etc/0300_rechtsquellen/0020_jverwvor/0003_dok/7990_dok/pdf_1d53109anlage.pdf
